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geſetzt, daß die Gemeinden zwangsweiſe zuſammenzulegen ſeien, dann 
Inhalt fehlt jedes Kriterium für die Beurtheilung der Frage: „Welche Ge— 

2 meinden find denn zuſammenzulegen? Welche Gemeinden find denn 

Zu den Beſtrebungen auf Reform der Gemeindeordnung. (Fortſetzung.) das, was man lebensunfähig nennt?“ Der $ 3, wie ihn der Gemeinde⸗ 
Mitthellungen aus der Praris: ausſchuß gefaßt hat, gibt uns ein ſolches Kriterium nicht an die Hand, 
Die ſogenannten „Nachbarſchaften“ in Kärnten ſind nicht Gemeinden im Sinne des denn er ſagt einfach: He iR en Stande ſind, die 
Gemeindegeſetzes, ſondern nach den Beſtimmungen des Privatrechtes zu beurthei⸗ ihnen aus dem ortspolizeilichen und aus dem ũ ertragenen Wirkungs⸗ 


lende Gemeinſchaften, denen es auch geſtattet iſt, eine Jagd zu erfeindiren. kreiſe erwachſenden Verpflichtungen zu erfüllen u. ſ. w.“ Woran dies 
Verordnung. zu erkennen ſei, welche die Kriterien find, die dieſes Moment erweiſen, 
Perſonalien. darüber ſagt der § 3 nichts. Ein Schutz gegen adminiſtrative, wie 
Erledigungen. gegen künftige geſetzliche Vergewaltigung kann aber doch nur dann 


gegeben fein, wenn die Kriterien für die zwangsweiſe Zuſammenlegung 
und für die geſetzliche Nothwendigkeit derſelben im Geſetze felbft gegeben 
5 find. Der Bericht des Ausſchuſſes gibt uns allerdings zwei ſolche an: 
Ju den Beſtrebungen auf Reform der Gemeinde- „Geringe Einwohnerzahl“, „geringer Befitz“. Nun, meine Herren, 


dieſe Bezeichnung iſt doch etwas zu vag. Welche Seelenzahl muß 
ordnung. eine Gemeinde haben, um ihren Wirkungskreis felbfftändig, “ üben, 
(Fortfegung.) . um ſich vor Zuſammenlegung zu bewahren? Ueber welchen Beſitz muß 


ſie verfügen können? In dieſer Beziehung iſt der Bericht ſehr 

Gegen die Idee der zwangsweiſen Creirung von Verwaltungs⸗ lehrreich, den der n. ö. Landesausſchuß im Jahre 1872 dem n. b. 
gemeinden an ſich brachte Kaiſerfeld nachſtehende Argumente vor: Landtage vorgelegt hat mit dem Antrage auf zwangsweiſe Zu⸗ 
„In der Geſetzgebung gibt es eine Reihenfolge der Zeit und ſammenlegung aller Gemeinden und die Bildung ſogenannter Haupt⸗ 

der Logik. Die Geſetzgebung kann Idealen folgen und kann ſich Ideale gemeinden. Wenn Sie mir erlauben, werde ich einen Theil dieſes 
zum Ziele ſtellen; fie muß aber vorfichtig fein und in der Erreichung Berichtes vorleſen. Der Bericht des n. ö. Landesausſchuſſes enthält 
dieſer Ideale ſuceeſſive vorſchreiten; ſie muß immer dem Ideale zu- Folgendes: „Es lag ſehr nahe, durch geſetzliche Verfügungen aus⸗ 
ſtreben, aber auch immer nur das und fo viel thun, als im Augen- nahmslos zu beſtimmen: „Alle kleinen Gemeinden ſind miteinander 
blicke möglich iſt; ſie muß ſich hüten, ihre Ideale der Geſahr aus⸗ zu einer Ortsgemeinde zu vereinigen“, wie es das Landesgeſetz von 
zuſetzen, daß fie zertrümmert werden an dem Widerſtande, den ihnen Krain vom 2. Jänner 1869 gethan hat, nach welchem kleine Ge⸗ 
eine für fie unvorbereitete Bevölkerung entgegenftellt. Die Vorlage meinden zu einer Hauptgemeinde zuſammenzulegen find, deren jede 
des Sonderausſchuſſes aber geht weiter, ſie bricht den Stab über die wenigſtens 3000 Seelen zählen muß“. Das Kriterium in Krain iſt 
beſtehende Gemeindeordnung und will das Uebel auf einmal radical alſo 3000 Seelen. „Minder allgemein und nicht ſo durchgreifend 
curiren. Danach ſollen die Gemeinden gezwungen werden, fi zu- verfügen einige andere Landtage, die den gleichen Grundſatz aus⸗ 
ſammenzulegen und das, was gegenwärtig ihr Wirkungskreis war, geſprochen haben. Die gleiche Vorausſetzung obiger Geſetze, nämlich 
das ſoll der vereinigten Gemeinde übertragen werden. Gegen dieſen die Thatſache daß unſere kleinen Gemeinden nicht lebensfähig find, 
Gedanken, ob er nun Fall für Fall auszuführen ift, wie dies der nöthigt auch Niederöſterreich zu einem gleichen Schritte. Firirung der 
$ 3 in Ausfiht nimmt, oder ob er auf Einmal und für alle Gee Seelenzahl“ — fährt der Bericht fort — „für eine Gemeinde als 
meinden auszuführen ſei, wie mir faft ſcheint, daß die Nefolution a) politiſche Einheit, wie es für Krain geſchah, paßt nicht für Nieder⸗ 
im Sinne habe; ob dieſe Zuſammenlegung für alle oder nur fire polizei⸗ öſterreich“ — Ich glaube ſie paßt überhaupt nicht, — „weil hier 
liche Agenden ſtattzufinden hat; ob dieſelbe in Folge Landtagsbeſchluſſes, wirthſchaftliche (Art der Bodencultur, induſtrieller Beſchäftigung) und 
ob die Zuſammenlegung, wie die Ausſchußvorlage zuläßt, nur auf finanzielle (Höhe des Steuerbetrages) Factoren den Ausſchlag geben“. 
Zeit oder auf immer erfolge; ob in Folge eines Landesgeſetzes oder Wie viele Factoren, die für die Frage gänzlich incommenſurabel ſind, 
in Folge adminiſtrativer Verfügung, — ich bin gegen dieſe Idee im gegen⸗ ſollen da den Ausſchlag geben? Für die conerete Zuſammenlegung 
wärtigen Zeitpunkte. Ich muß dies ausſprechen, weil dieſer Gegenſtand taucht die Frage auf: „Wann iſt eine der jetzt beſtehenden Gemeinden 
meiner Anſicht nach im öffentlichen Leben viel zu wenig beachtet und lebensunfähig? Dies mit einem allgemeinen Satze zu beantworten, iſt 
viel zu wenig beſprochen worden iſt, als daß Jemand ſagen könnte: ſchwer, ja geradezu unmöglich. „Eine Gemeinde, welche an einem jährlichen 
„Hinter meiner Meinung ſteht die gange Bevölkerung“. Aus dieſem | Deftcite leidet, und dieſes durch Veräußerung von Gemeinde⸗Eigen⸗ 
Grunde muß ich aber auch die ganze Frage der Zuſammenlegung thum, erhöhte Umlagen, Gontrahtrung von Schulden decken muß, kann 
der Gemeinde in ihrem Zuſammenhange behandeln. als lebensunfähig bezeichnet werden“, d. h. fie muß ſich mit einer 
Nehmen wir an, es wäre durch irgend eine Codification feſt⸗ anderen Gemeinde fuſtoniren, welche ihr Deficit mit zu tragen hat. 


„Ob dieſes Deficit ein bleibendes, ſteigendes ſei, ob es durch ökono⸗ 
miſche Verwaltung, beſſere Bewirthſchaftung des Gemeinde⸗Eigenthums 
beſeitigt werden könne, kann nur durch eine ſpecielle Behandlung feſt⸗ 
geſtellt werden, und darum empfiehlt ſich, den allgemeinen Grundſatz 
feſtzuſtellen, daß lebensunfähige, d. h. der nöthigen Mittel entbehrende 
Gemeinden imperativ zuſammengelegt werden können; es jedoch der 
ſpeciellen Behandlung, der Erhebung und Verfügung der adminiſtra⸗ 
tiven Organe zu überlaſſen, welche Gemeinden als lebensunfähig mit 
anderen zu einer Ortsgemeinde zuſammenzulegen ſind“, d. h: Die 
Löſung des Räthſels, welche der Landesausſchuß und der Landtag nicht 
finden, wird die politiſche Behörde treffen. Mir ſcheint, man kann das 
wohl thun, wird aber dann niemals ſagen können, man ſei den Ge- 
fahren der Willkür entgangen, und am Ende kann man ja Alles: 
Stat pro ratione voluntas! Der Landtag war ſo weiſe, auf dieſe 
Vorſchläge nicht einzugehen; dagegen wurde in dieſer Seſſion im 
n. ö. Landtage ein Antrag eingebracht, der faſt derſelbe iſt, wie ihn 
der Sonderausſchuß ſtellt. In Oberöſterreich hat man ein anderes 
Kriterium gefunden; da heißt es: 6000 fl. Steuer, die ſind es, woran 
man erkennt, ob eine Gemeinde lebensfähig ſei oder nicht, und in 
Krain ſagt man: 3000 Seelen ſind maßgebend. Geſtern haben wir 
von Jemandem, der Krain genau kennt, ſagen hören, daß, ſeit dieſer 
Grundſatz durchgeführt iſt, in Krain das Gemeindeweſen ein muſter⸗ 
haftes ſei; ich gratulire dem Lande Krain dazu (Heiterfeit)*). Wenn 
es aber wahr wäre, daß die Größe der Seelenzahl und die Aus— 
dehnung des Gemeindegebietes die Kriterien zur Beurtheilung wären, 
ob eine Gemeinde lebensfähig ſei oder nicht, dann müßten ſich ja 
größere Gemeinden gegenüber den kleineren Gemeinden in der Hands 
habung ihres Geſchaͤftskreiſes ſehr vortrefflich abheben. Nun haben 
wir in Steiermark, abgeſehen von allen größeren Städten, und auch 
von größeren Märkten, 186 Gemeinden, die mehr als 1000, — und 
60, die mehr als 2000, einige darunter, die ſogar 4000 und 5000 
Seelen zählen. Wir haben aber nie gehört, daß es in dieſen größeren 
Gemeinden beſſer gehe, als in den kleinen; es geht, wie man uns 
ſagt, überall gleich ſchlecht (Rufe: Sehr wahr). Wäre der Grund darin, 
daß das Gebiet entſcheidend, daß die Steuerſumme maßgebend, die 
Seelenzahl entſcheidend iſt, dann müßte es ja in dieſen großen Ge⸗ 
meinden ganz gut gehen. Der Grund für die Erſcheinung, daß die 
Zuſtände überall dieſelben find, liegt daher nicht in dieſen Dingen, 
er liegt wo anders, und wo er liegt, habe ich geſtern auseinandergeſetzt. 

Faſſen wir nun die Frage der Durchführung eines ſolchen 
Principes ins Auge. Wie werden wir bei der Durchführung vor- 
gehen, angenommen, dieſes Princip hätte für das ganze Land zu 
gelten? Die Landkarte wird doch wohl nicht das entſcheidende Moment 
ſein. Es würde ſich wohl ſehr ſchön auf der Landkarte ausnehmen, 
wenn Steiermark mit 400 oder 200 Quadraten überzeichnet ſein 
würde, deren jedes einzelne eine bis zwei Onadratmeilen umfaßte; 
allein, wenn es zur Ausführung kommen ſollte, würden Sie doch über 


) Ueber den Zuſtand der Gemeinden in Krain entwirft ein Laibacher Corre⸗ 
ſpondent der „Preſſe“ vom 4. Auguſt 1874 folgendes Bild: „Es gibt in Krain eine 
Menne von Gemeinden, welche keinen Begriff davon haben, was Gemeinderechnung 
Gemeindecaſſe, Gemeinde ⸗Ausſchußſitzung und Beſchlüſſe desſelben ſind. Eine Ge⸗ 
meinderechnung, aus welcher man erſehen könnte, wie hoch die Einnahmen und Aus. 
gaben find, kennt man nicht. Zieht die Gemeinde Einkünfte aus der Verzehrungs⸗ 
ſteuer, eus der Jagd, aus den Heiratsbewilligungen ꝛc., jo behandelt der Bürger⸗ 
meiſter oft die Einkünfte wie ſein Privatvermögen. Eine Caſſe gibt es nicht und 
braucht man eine noch ſo geringe Summe zu Gemeindezwecken, ſo verhandeln über 
die Beſchaffung derſelben bloß der Bürgermeiſter und der Gemeindediener. Der Ge⸗ 
meindediener — in den meiſten Gemeinden die wichtigſte Perſon — geht dann, nachdem 
er mit dem Bürgermeiſter einig geworden, von Haus zu Haus und hebt willkürlich 
Beträge ein. Der Reſt, der etwa bleibt, wird zwiſchen ihm und dem Bürgermeiſter 
getheilt, über das Ganze nie eine Rechnung gelegt. Eine öffentliche Sicherheit gibt 
es in vielen Gemeinden Krains gar nicht. Sowohl der Heimiſche als der Fremde muß 
ſich ſputen, wenn er manches Dorf paſſirt, denn ſonſt läuft er Gefahr, von betrunkenen 
Gemeinde-⸗Inſaſſen infultirt und mit Steinwürfen tractirt zu werden. Wenn der 
Bürgermeiſter des Ortes einer ſolchen Scene zufällig anwohnt, ſo verſteckt er ſich in 
die erſte beſte Hauslaube, weil er nicht riskiren will, mit inſultirt zu werden. Es find 
ſchon Fälle vorgekommen, daß Bürgermeiſter und Gemeindediener Nachts auf Haufen 
von excedirenden Burſchen trafen und ſtatt Ordnung zu ſchaffen, raſch Ferſengeld 
geben mußten, um nicht durchgeprügelt zu werden. In der Gemeinde gibt es eine 
Menge Landſtreicher, welche nichts arbeiten, nur von Diebſtahl und Betrug leben 
und für das Arbeitshaus vollkommen reif find. Allein der Bürgermeiſter läßt fie 
ſchalten und walten wie fie wollen, weil er fie fürchtet. Gemeinde⸗Ausſchußſitzungen 
gibt es in der Regel gar keine. Die Gemeinde-⸗Ausſchüſſe find größtentheils Anver⸗ 
wandte und Freunde des Bürgermeiſters, vor deren Controle er wahrend feiner ganzen 
Amtsperiode ſicher iſt.“ 
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viele Hinderniſſe, über Bäche, Berge, Pfarrsgrenzen und andere Dinge 
ſtolpern. Vielleicht ſoll aber, will man nicht unerträgliche Verhält⸗ 
niffe ſchaffen, der Zug gemeinſamer oder ſich nicht feindlich gegen- 
überſtehender Intereſſen entſcheidend fein. Von dieſem Zuge der In⸗ 
tereſſen haben aber weder Sie, noch die politiſchen Behörden, noch 
ſonſt Jemand, ſo lange die zwangsweiſe Vereinigung nicht vollzogen 
iſt, einen Begriff, und Sie können keinen davon haben, weil das 
Widerſtreben der Intereſſen erſt dann an den Tag tritt, wenn die 
Gemeinden zuſammengekoppelt ſind. Solange das nicht der Fall iſt, 
können Ste nicht wiſſen, ob ihre Intereſſen homogene und congruente 
ſind, oder ob ſie einander und in was? entgegen ſtehen. Mit der 
Durchführung dieſer Idee ſchaffen Sie alle Gefahren einer erzwun⸗ 
genen Ehe. Es iſt möglich, und es ſind Fälle wohl auch denkbar, 
daß eine ſolche erzwungene Ehe mit der Zeit auch befriedigende Re⸗ 
ſultate ſchafft, dann iſt dies aber nicht das Verdienſt derjenigen, die 
die Ehe erzwungen haben. Viel häufiger aber iſt, daß die Reſultate 
einer ſolchen Ehe unglückliche ſind, und dann tragen die Verantwort⸗ 
lichkeit diejenigen dafür, welche ſie erzwungen haben. Wenn Sie 
ſolche Grundſaͤtze durchführen wollen, würden Sie Gefahr laufen, in 
den Gemeinden unerträgliche Verhältniſſe zu ſchaffen, Sie würden 
Gefahr laufen, wie dies die Erfahrungen aus der Organiſation des 
Jahres 1849 gezeigt haben, daß Zwietracht und Haß in die Gemein- 
den verpflanzt würde, und daß Sie das Gemeindeleben geradezu 
vergiften. 

Dem praktiſchen Staatsmanne, der die Erſcheinungen, die um 
ihn her vorgehen, würdigt und der aus ihnen Schlüſſe zu ziehen 
Neigung hat, dem muß es doch auffallen, daß, obgleich unſer Ge⸗ 
meindegeſetz den Gemeinden die Vereinigung zugeſteht, und obgleich 
dieſe Vereinigungen auf gar keine Hinderniſſe ſtoßen würden, wenn 
fie nur gewünſcht würden, daß, ſage ich, Geſuche um ſolche Vereini— 
gungen ſehr ſelten find; wenn mich mein Gedächniß nicht täuſcht, iſt 
dem Landesausſchuſſe auch nicht Eines zugekommen. Aber auffallend 
iſt die Erſcheinung, daß die Trennungsgeſuche ſolcher Gemeinden, 
welche in Folge des Gemeindegeſetzes vom Jahre 1849 zuſammen⸗ 
gelegt worden ſind, ſich immer mehren. Und haben Sie nicht ſelbſt 
die Berechtigung ſolcher Trennungsgeſuche zugegeben? Haben Sie 
nicht ſelbſt, 3 B. bei Tüffer, den Satz ausgeſprochen, daß Land und 
Märkte differente Intereſſen haben? Wenn aber dies wahr iſt, dann 
verzichten Sie nur von vornherein auf jede Zuſammenlegung; denn 
mit Ausſchließung der Städte und Märkte würden ihnen die Mittel⸗ 
punkte für Ihre Großgemeinden fehlen, fie würden ihnen nicht ein- 
mal Namen geben können. 

Nun wird man mir fagen: Du kämpfſt ja mit Windmühlen, 
wir wollen ja keine ſolche Ortsgemeinden, in welchen die einzelnen 
Gemeinden aufhören, Gemeinden zu fein, wir wollen ja nur Ver⸗ 
waltungsgemeinden. Dennoch war das, was ich ſagte, nicht über⸗ 
flüſſig, weil geſtern doch der Gedanke, ſolche Ortsgemeinden zu 
ſchaffen, in denen die einzelnen Gemeinden die Selbſtſtändigkeit ver⸗ 
lieren, aufgetreten iſt; es war aber auch darum nicht überflüſſig, weil 
Manches von dem, was für eine ſolche Gemeindebildung gilt, auch 
für Verwaltungsgemeinden gilt. 

Sie wollen Verwaltungsgemeinden ſchaffen, das heißt: Sie 
wollen beſtimmte Complexe von Ortsgemeinden zwingen, ſich zur Ber 
ſorgung des localpoltzeilichen und des übertragenen Wirkungskreifes 
zu vereinigen. Was iſt aber der Rechtsgrund eines ſolchen Zwanges? 
Sie haben keinen anderen Grund als das Bedürfniß des öffentlichen 
Dienſtes, der öffentlichen Adminiſtration. Das iſt aber kein Grund, 
welcher Sie berechtigen würde, einer Gemeinde einen Wirkungskreis 
wegzunehmen, der nur für ſie, nur für ihr Gebiet ein Intereſſe hat. 
Sie können einer Gemeinde auferlegen, Etwas auch für öffentliche 
Intereſſen zu thun, wenn dieſe mit ihren übrigen concurriren; aber 
Sie können eine Gemeinde nicht verhalten, daß ſie den Intereſſen 
einer anderen Gemeinde diene, Intereſſen, die nicht unmittelbar die 
ihrigen ſind. Was kümmert denn z. B. die Gemeinde A. wie in der 
Gemeinde B., die von ihr weit entfernt liegt, die Baupolizet gehand⸗ 
habt wird, ob der Bürgermeiſter Baucommiſſtonen hält oder nicht? 
das kümmert Jene, die höher ſtehen, als die Gemeinde, ‚aber nicht 
die Gemeinde A. Was kümmert die Gemeinde A., ob in der Ger 
meinde B. die Bauern perhalten werden, die Kalkgruben zuzudecken, 
ihre Pfützen einzuzäunen, damit des Bauers junge Nachkommenſchaft 
nicht darin ertrinke, das kümmert die Gemeinde A. wohl Nichts, und 


dennoch wollen Sie aus Bedürfniſſen der öffentlichen Adminiſtration 
die Gemeinde A. zwingen, daß ſie ſich für ſolche Angelegenheiten mit 
einer anderen zuſammenlege. Und angenommen, die Gemeinde A. 
habe bisher alle ihre Aufgaben erfüllt, ſie will ſie auch künftig 
erfüllen; welches Recht haben Sie, ihr zu fagen: das genügt uns 
nicht; B. erfüllt ſie nicht, und deßhalb mußt Du Dich mit ihr ver⸗ 
einen und Deiner Selbſtſtändigkeit Valet ſagen? „Durch eine ſolche 
Zuſammenlegung gelangen Sie zur Nothwendigkeit, für den local⸗ 
polizeilichen Wirkungskreis, der er, weil er ſich nunmehr auf das Ge⸗ 
biet mehrerer Gemeinden erſtreckt, gar nicht mehr iſt, ein eigenes 
Organ zu ſchaffen und der Sonderausſchuß hat dies auch im 8 4 
gethan, gegen den ich keine Einwendung zu erheben hätte, weil der⸗ 
ſelbe für den Fall der freiwilligen Zuſammenlegung ſeinen Werth 
behalten könnte. Es würde ſonach eine ſolche Zuſammenlegung die 
Schaffung eines neuen Vertretungskörpers nach ſich ziehen. Ob dieſer 
unmittelbar gewählt wird, ob aus den Gemeinde-Ausſchüſſen und wie 
er conſtituirt wird, das iſt gleichgiltig; es kommt einmal ein neuer 
Vertretungskörper, und der Vertretungskörper haben wir ja ohnehin 
genug. 

Dann bitte ich Sie noch zu bedenken, daß mit dem wachſenden 
Umfange der Gemeinde nicht nur die Agenden eine höhere, ſchon mehr 
das allgemeine Intereſſe berührende Bedeutung bekommen, ſondern 
daß auch die polizeilichen Geſchäfte ſich in einer arithmetiſchen Pro⸗ 
greffton gegenüber einer kleinen Gemeinde mehren müßten. Auf einen 
Wirkungskreis von zwei Quadratmeilen fallen mehr Baucommiſſionen, 
es ſind mehr Fremde zu überwachen, es ſind mehr Dienſtboten, mehr 
Arbeiter, überhaupt ein größerer Geſchäftskreis als auf einer Viertel 
Quadratmeile, damit wächſt aber die Schwierigkeit, die Perſönlich⸗ 
keit zu finden, welche die Geſchäfte einer ſolchen Verwaltungsgemeinde 
ſelbſt zu üben die Luſt, die Zeit, die Befähigung hat; dieſe Schwie⸗ 
rigkeit wächſt in einer Verwaltungsgemeinde in viel höherem Grade, 
als in einer kleinen Ortsgemeinde. Die Folge davon, daß eine ſolche 
Perſönlichkeit ſich nicht findet, iſt die Nothwendigkeit einen geſchäfts⸗ 
kundigen Beamten anzuſtellen, und die Reſolution c) des Ausſchuſſes 
ſcheint auch dieſen geſchäftskundigen Beamten ins Auge gefaßt zu 
haben. Nun kann meiner Anficht nach die Regierung ein Geſetz nicht 
ſanetioniren, durch welches die Localpolizei einem Complexe von Ge⸗ 
meinden übertragen wird, wodurch dieſe Localpolizei ſelbſt eine höhere 
politiſche Bedeutung erhält; ſie kann das nicht thun, wenn nicht 
gleichzeitig in dem Geſetze ſichergeſtellt iſt, daß der Beruf und die 
Aufgaben dieſer Verwaltungsgemeinden mit Gewißheit erfüllt werden. 
Sie ift dies ſchuldig dem Intereſſe des Publicums und Intereſſe der 
höheren Adminiſtration, fie iſt dies ſchuldig aus politiſchen ebenſo wie 
aus ſocialen Rückſichten; ſie kann nicht, und ſollte wenigſtens meiner 
Meinung nach nicht blind eine Inſtitution wie die der Verwaltungs⸗ 
gemeinde ſchaffen, ohne die Garantien für die Folgen zu haben, welche 
für den Staat und die Geſellſchaft dieſelbe ungefährlich machen. Wenn 
der Reſolution c) Statt gegeben wird, iſt die Möglichkeit allerdings 
vorhanden, daß im nächſten Jahre ein Geſetz eingebracht wird über 
die Pflicht, einen geſchäftskundigen Beamten anzustellen, über die noth⸗ 
wendigen Qualificationen desſelben und über die ſeiner Selbſtſtändig⸗ 
keit zu gewährenden Sicherheiten. Ob das Geſetz Annahme in der 
gewünſchten Form findet, kann bezweifelt werden, und es beſtünde 
die Gefahr, einen Grundſatz heute zum Geſetze erhoben zu haben, 
deſſen Folgen die Regierung nicht in der Hand hätte. Das Ende der 
Verwaltungsgemeinden wäre alſo: der ſtaatbeſtellte Syndicus 
und der Schattenbürgermeiſter, und ſo wären wir glücklich 
dort angekommen, wo das Geſetz vom 24. April 1859 die Gemeinden 
hinſtellen wollte. Ich ſage: Schattenbürgermeiſter, denn der geſchäfts⸗ 
undige Beamte, den Sie anſtellen, der mit einer gewiſſen höheren 
Qualification verſehen, dem eine gewiſſe Sicherheit pragmatiſch ges 
geben fein muß, wenn er nicht, wennich fo fagen darf, ein vacirender Beamter 
ſein ſoll, wird durch ſeine Qualification, durch ſeine Befähigung, feine 
Routine und bei dem häufigen Wechſel der Perſon der Obmänner 
dieſer Verwaltungskörper natürlicher Weiſe in kurzer Zeit der Meiſter 
und die Gemeinden werden die Diener ſein, die dieſen ihren Meiſter 
dafür noch gut bezahlen. Vom Selfgovernment iſt aber dann auch 
keine Spur mehr! — Und für eine ſolche Schöpfung möchten Sie 
den Gemeinden, oder ich ſage gleich dem Lande, denn es fiele doch 
wieder auf das Land zurück, eine Laſt von 200.000 fl. auferlegen ?! 
Sie haben ſich gewehrt, einen Grundſatz anzunehmen, weil er hohe 
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Summen koſten würde, die productiv verwendet worden wären, und 
Sie wollten heute einen Grundſatz annehmen, der Sie zu einer ſolch' 
unproductiven Ausgabe führt?! Ich ſage: 200.000 fl., denn ich darf 
Verwaltungsgebiete mit zwei Quadratmeilen durchſchnittlich annehmen, 
dann haben Sie aber 200 geſchäftskundige Beamte, und Sie werden 
doch, wenn fie den Verwaltungsgemeinden ſelbſt nur den localpolizei⸗ 
lichen Wirkungskreis zuweiſen — aber man denkt doch daran, ihnen 
auch Schulen und Straßen und die Kirchen⸗Concurrenz und weiß 
Gott was noch anzuhängen — Sie werden, ſage ich, doch einem 
ſolchen geſchäftskundigen Beamten nicht weniger als 600 fl. als Ge⸗ 
halt geben können; dazu kommt noch das Kanzleilocale, das Kanzlei⸗ 
Pauſchale u. ſ. w., fo daß ſich die Auslagen einer ſolchen Verwal⸗ 
tungsgemeinde auf 1000 fl. belaufen würden, zumal wenn die Regie⸗ 
rung den Verwaltungsgemeinden auch noch Geſchäfte der öffentlichen 
Verwaltung, die ſie jetzt ſelbſt beſorgt, überträgt, wozu fie dann wohl 
Neigung empfinden würde. Bei alledem wäre aber die Ortsgemeinde 
nicht entlaſtet, denn die Ortsgemeinden werden nach wie ehe Bettel- 
vögte, Flurſchützen anſtellen, Beſteller der Aufträge der Verwaltungs⸗ 
gemeinden und politiſchen Behörden u. ſ. w. haben müſſen. Der Ge⸗ 
meindevorſteher wird wenn er jetzt eine Entlohnung hat, nach wie 
ehe gleich viel beziehen und gleich beſchäftigt ſein, und der einzige 
Unterſchied wird nur der ſein, daß, ohne die Gemeinden entlaſtet zu 
ſehen, der Gemeindevorſteher die Amtshandlungen, die er jetzt aus 
eigener Selbſtſtändigkeit, wenn auch unter der Controle der Regierung 
beſorgt, dann im Auftrage des geſtrengen Herrn geſchäftskundigen 
Beamten der Verwaltungsgemeinde vornehmen, und ſo ebenfalls Diener 
desſelben ſein wird. 

Allein es liegt noch eine andere Gefahr in der Einführung der 
Verwaltungsgemeinden, und die wäre, daß Sie Gefahr laufen, während 
man eine Vermehrung der politiſchen Bezirke wünſcht, gerade das 
Gegentheil zu erzielen; es wäre zu beſorgen, daß, wie im Geſetze vom 
Mai 1868 über die Organiſation der politiſchen Behörden in Aus⸗ 
ſicht geſtellt iſt, auch noch andere Geſchäfte des öffentlichen Intereſſes 
auf die Gemeinden übertragen werden, wenn man dort über geſchäfts⸗ 
kundige Beamte zu verfügen hat, und ich muß Sie noch darauf auf⸗ 
merkſam machen, daß die Regierung, wenn ſie das öffentliche Intereſſe 
und ihre eigene Actionsfreiheit im Auge hat, nicht umhin könnte, 
auf die Verwaltungsgemeinde und auf dieſen geſchäftskundigen Beam⸗ 
ten einen dominirenden oder wenigſtens einen reglementirenden Ein⸗ 
fluß zu üben. 

Aus all' dieſen Grunden glaube ich, daß die Frage heute noch 
nicht ſpruchreif iſt. Sie iſt nicht ſpruchreif, denn ſie iſt in dieſem 
h. Hauſe noch nicht behandelt worden, und im Volke kennt man ſie 
noch gar nicht. Ich fürchte daher, daß, wenn Sie heute einen ſolchen 
Beſchluß faſſen, Sie erſt bei der Durchführung aufmerkſam werden, 
daß damit für die Gemeinde ſehr läſtige Dinge verbunden ſind, und 
daß Sie daher bei der Durchführung auf einen Widerſtand ſtoßen 
würden, der ſchwer zu befiegen fein dürfte.“ 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die ſogenannten „Nachbarſchaften“ in Kärnten ſind nicht Gemein⸗ 

den im Sinne des Gemeindegeſetzes, ſondern nach den Beſtimmun⸗ 

gen des Privatrechtes zu beurtheilende Gemeinſchaften, denen es 
auch geſtattet iſt, eine Jagd zu exſeindiren. 


Die kärntneriſche „Nachbarſchaft“ Dellach ſtellte unterm 1. Au-. 
guſt 1873 bei der Bezirkshauptmannſchaft Hermagor das Begehren: 
uhr die verſteigerungsweiſe Verpachtung der in der Kataſtralgemeinde 
Dellach gelegenen, der „Nachbarſchaft“ Dellach gehörigen Zollneralpe 
zuweiſen zu wollen. Die Bezirkshauptmannſchaft gab dieſes Einſchrei⸗ 
ten der Ortsgemeindevorſtehung Dellach zur Aeußerung. Letztere, welche 
übrigens die Zollneralpe als 470 Joch groß und zuſammenhängend 
bezeichnete, ſprach ſich mit nachſtehenden Worten gegen die Jagderſein⸗ 
dirung aus: „Die Zollneralpe als ſolche hat keinen Wildſtand und 
bildet nur nach dem Gebirgsrücken hin eine natürliche breite Scheide⸗ 
linie verſchiedener Jagdbarkeiten. Ueber dieſe Scheidelinie wechſeln 
gelegentlich der Abhaltung von Jagden öfters die Gemſen. Würde 
die Zollneralpe ſeparat verpachtet, jo könnte die Jagd darauf nur 


auf zweierlei Weiſe ausgeübt, nämlich entweder müßten Treiber und 
Hunde in benachbarte fremde Reviere geſchickt werden, um das Wild 
zuzutreiben, oder es wäre anläßlich der Abhaltung von Jagden in 
den anſtoßenden Revieren das Wild beim Wechſeln zu erlegen. Beide 
Methoden zu jagen find ungeſetzlich, weil damit die Jagdnachbarn 
empfindlich geſchädigt werden und der Wildſtand erheblich abnimmt. 
Die Jagdexſeindirung wäre daher nicht zu geſtatten, jedoch iſt die 
Ortsgemeinde bereit, die „Nachbarſchaft“ nach irgend einem Maßſtabe 
(Flächenraum oder Steuergulden) zu entſchädigen“. 

Daraufhin gab die Bezirkshauptmannſchaft dem Exſeindirungs⸗ 
begehren keine Folge und mottvirte die abweisliche Erledigung noch 
damit, daß gemäß § 7 des kaiſ. Patentes vom 7. März 1849, 
R. G. Bl. Nr. 154, die Gemeinde verpflichtet erſcheine, die ihr zu⸗ 
gewieſene Jagd ungetheilt zu verpachten und weil nach § 2 der Mi⸗ 
niftertalverordnung vom 15. December 1852, R. G. Bl. Nr. 257, 
die Verpachtung nicht im Privatwege erfolgen dürfe. 

Dawider beſchwerte ſich die „Nachbarſchaft“ Dellach bei der 
Landesregierung in Kärnten und betonte, daß der Kern ihres Begeh— 
rens darin beſtanden ſei, daß die Einbeziehung der an ſich ſelbſtſtän⸗ 
digen Dellach'ſchen Nachbarſchaftsjagd in die Gemeindejagd unter⸗ 
laſſen werde. Als aber die gedachte zweite Inſtanz die Entſcheidung 
der erſten beſtätigte, ergriff die mehrerwähnte Nachbarſchaft den Mini⸗ 
ſterialrecurs und hob darin u. A. hervor: Die „Nachbarſchaft“ 
Dellach ſei eine Privatcorporation (§§ 26, 825, 828 des a. b. G. B.) 
und habe gleiche Rechte wie eine einzelne Perſon. Die Zollneralpe 
ſei ſeit unvordenklicher Zeit ihr ungetheiltes Eigenthum, ſie könne 
daher gegen Erfüllung der geſetzlichen Bedingungen (§§ 13, 14, 17 
der Miniſterialverordnung vom 15. December 1852, R. G. Bl. 
Nr. 257) exſeindiren, die Jagd auf derſelben in eigener Regie oder 
durch „gelernte Jäger“ ausüben oder ſie auch verpachten. Für die 
Ueberlaſſung von Privatjagden an Dritte ſei eine geſetzliche Form, 
z. B. behördliche Licitation nicht vorgeſchrieben, und es habe lediglich 
die Perſon des Jagdausübenden defectlos zu ſein. 

Das k. k. Ackerbauminiſterium entſchied am 8. Mai 1874, 
3. 5218, alſo: „Da die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft 
auf nicht richtigen Vorausſetzungen beruht, indem eine ſogenannte 
Nachbarſchaft in Kärnten nicht eine Gemeinde (oder Gemeindefraction) 
im Sinne des Gemeindegeſetzes bildet, wie in jener Entſcheidung an⸗ 
genommen wurde, ſondern eine lediglich nach den Beſtimmungen des 
Privatrechts zu beurtheilende Gemeinſchaft iſt, deren Mitglieder den 
gemeinſchaftlichen Grundcomplex zur ungetheilten Hand beſitzen, ſo 
werden die unteren Entſcheidungen behoben und wird ausgeſprochen, 
daß es der „Nachbarſchaft“ Dellach geſtattet ſei, auf der Zollneralpe 
die Jagd gemäß § 5 des kaiſ. Patentes vom 7. März 1849, R. G. Bl. 
Nr. 154, ſelbſtſtändig auszuüben und daß auch die Zollneralpe in 
die Verpachtung der Jagdbarkeit der Ortsgemeinde gegen den Willen 
der „Nachbarſchaft“ nicht einbezogen werden könne“. 


Verordnung. 


Erlaß des k. k. Ackerbauminiſters an die Statthalterei in Trieſt vom 22. Februar 
1874, 3. 1363, über die Frage wegen Tödtens von in fremden Jagdgebieten jagen— 
den Hunden. 


„Nach dem ausdrücklichen Wortlaute des § 17 des für das Küſtenland gilti⸗ 
gen Jagdpatentes vom 28. Hornung 1786 können dortlandes von den Jägern der 
Jagdinhaber nur diejenigen Hunde erſchoſſen werden, welche in einem Walde oder 
Felde jagen, während nach dem § 20 des in Folge Auftrages des Miniſteriums des 
Innern vom 15. December 1852, Z. 5681, ergangenen Erlaſſes der Statthalterei 
für Niederöſterreich vom 27. December 1852, 3. 45.482, ſchon alle jene Hunde zu 
erlegen ſind, welche nicht zum Jagdbetriebe beſtimmt ſind und im Walde und Felde 
allein herumir ren. 

Inſoferne das Gemeindeamt .. .. in ſeiner Eingabe vom 23. Auguſt 1872 von 
dieſer letzteren Beſtimmung die mit der Steuermarke verſehenen Hunde überhaupt 
ausgeſchloſſen wiſſen will und eine entſprechende Erläuterung dieſer Beſtimmung 
wünſcht, entfällt jede Nothwendigkeit einer näheren Prüfung dieſes Begehrens und 
einer Entſcheidung darüber ſchon aus dem Grunde, weil die in Rede ſtehende Mini⸗ 
ſterial⸗Verordnung im Küſtenlande überhaupt keine Giltigkeit hat. 

Das genannte Gemeindeamt will jedoch in feiner weiteren Eingabe vom 10. 
Juni v. J. aus der im § 17 des Patentes vom 28. Hornung 1786 noch ferners ent⸗ 
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haltenen Beſtimmung, daß die Hunde, welche die Hüter zur Abtreibung des Wildes 
zu halten berechtigt ſind, nicht erſchoſſen werden dürfen, die Folgerung ableiten, daß 
Hunde, welche man überhaupt mit Rückſicht auf die dafür gezahlte Steuer zu halten be⸗ 
rechtigt iſt, ſelbſt dann nicht erſchoſſen werden dürfen, wenn fie Wild jagen, und daß 
demnach in dem ſpeciellen Falle, welcher zu dieſer Verhandlung Anlaß gab, der mit 
der Steuermarke verſehene Hund eines in der Nähe des Waldes wohnenden Laud⸗ 
mannes unter keiner Bedingung niedergeſchoſſen werden dürfte. 

Da der ſpecielle Fall ſelbſt nicht zum Gegenſtande einer Entſcheidung des 
Ackerbauminiſteriums gemacht und auch in feinen Details nicht zur Kenntniß dieſes 
Miniſteriums gebracht, ſondern die Verhandlung auf das Gebiet der allgemeinen In: 
terpretation der betreffenden Geſetzesſtellen hinübergeleitet worden ift, ſo muß ich 
mich hinſichtlich der vom Gemeindeamte angefochtenen Berechtigung des Jagdhüters 
zur Erlegung jenes Hundes jeder Entscheidung enthalten, und mich darauf beſchrän— 
ken, neben dem citirten $ 17 auch den § 13 des Jagdpatentes vom 28. Hornung 
1786 als eine Geſetzesſtelle zu bezeichnen, welche in derlei Fällen zu berückſichtigen ift 

Aus dieſen beiden Geſetzesſtellen folgt, daß der Grundbeſitzer das Wild auch 
durch Hunde von ſeinen Gründen abtreiben darf und daß demnach die Berech⸗ 
tigung zur Erlezung der jagenden Hunde in Gemäßheit des § 17 im engeren 
Sinne, d. h. in einem Sinne aufzufaffen und in den einzelnen Fällen anzuwenden iſt, 
daß damit das dem Grundbeſitzer im § 13 eingeräumte Recht nicht beeinträch⸗ 
tigt werde. 

Hingegen erſcheint die vom Gemeindeamte .... aus dem § 17 gezogene Fol⸗ 
gerung, daß ſelbſt ja gende Hunde durch die Steuermarke vor der Erlegung geſchützt 
ſein ſollen, im Geſetze nicht begründet“. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Handelsmann Eugen Grimm zum unbeſoldeten 
Conſul in Riga ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten der Wiener Finanz⸗Landes⸗ 
a Leopold Kaiſer den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes tayfrei 
verliehen. 

Seine Mnjeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im Finanzminiſterium Zer- 
dinand Ein fall das goldene Verdienstkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Obercommiſſär der Wiener Polizeidirection Dr. 
Franz Iſidor Proſchko tarfrei den Titel eines kajſerl. Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Julius Rakoſi zum unbefoldeten 
Conſul in Bari ernannt, 

Seine Majeſtät haben den a. o. Profeſſor an der Wiener Univerſität Dr. 
Ernſt Ludwig zum Vorſtande des chemiſchen Laboratoriums im allgemeinen Kran- 
kenhauſe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Baurathe Joſeph Meusburger bei deſſen Pen. 
ſionirung tarfrei den Titel eines Oberbaurathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Berg⸗ und Hütteninſpector Bruno Walter zum 
Bergrathe extra statum bei der Ober⸗Berg⸗ und Hüttenverwaltung in Pozoritta 
ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Ingenieur Dr. Alois Pederzolli zum 
Oberingenteur und den Bauadjuncten Dr. Peter Teſta zum Ingenieur für den 
Staatsbaudienſt in Dalmatien ernannt. 

Der Minifter des Innern hat den Ingenieur Gebhard Mehele zum Ober⸗ 
ingenieur für den Staatobaudienſt in Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bauadjuncten Johann Köhler zum In⸗ 
genieur in Böhmen ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium 
des Innern Guſtav Kling ner zum Bezirkshauptmanne in Schleſien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Procuratursconeipiften Dr. Victor Korn zum 
Finanz⸗Procuratursſecretär in Czernowitz ernannt. 27 

Der Reichs⸗Finanzminiſter hat die Adjunctenſtelle bei dem — dem gemein⸗ 
ſamen Finanzminiſterium — unterſtehenden Archive dem Official Karl Edlen v. 
Hofer verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den Oberpoſtverwalter in Prag Gottfried Schwab 
zum Poſtrathe daſelbſt ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Ober⸗Forſtingenieur Adolf Wähner zum 
Forſtmeiſter in Salzburg und den Oberförſter Joſeph Brandeis in Ebenſee zum 
Ober⸗Forſtingenieur in Salzburg ernannt. 


— — 4 ——— — 
Srledigungen. 


Aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. n. ö. Landes hauptcaſſe 
zu Wien, bis 5. September (Amtsbl. Nr. 177.) 2 4 

Conceptsprakticantenſtellen bei der k. k. Seebehörde in Trieſt mit 600 fl. Ad⸗ 
jutum, bis 5. September. (Amtsbl. Nr. 178.) 

Officialsſtelle bei den Verzehrungsſteuer⸗Linjenämtern in Wien in der zehnten 
eventuell eine Aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangeclaſſe, bis 5. September. (Amtsbl. 
Nr. 179.) 85 

Bezirksſecretärs⸗ und Statthalterei-Kanzliſtenſtelle in Tirol, bis 4. Ceptem- 
ber. (Amtsblatt Nr. 181.) 

Controlorsſtellen bei den k. k. Lottoämtern in Brünn und Innsbruck, Archi⸗ 
varsſtelle bei dem k. k. Lottoamte in Lemberg in der neunten Rangsclaſſe, Officials 
ſtelle beim k. k. Lottoamt in Trieſt in der zehnten Rangsclaſſe, bis Mitte September 
(Amtsbl. Nr. 186.) er 

Officialsſtelle beim Wiener Tabak⸗Hauptmagazine in der zehnten Rangsclaſſe 
gegen Caution, bis Mitte September. (Amtsbl. Nr. 186.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


